Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
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Drucksache Nr. 3893 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 24. November 1952 

6 - 60100 - 2224/52 III 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes für Sicherungsmaßnahmen auf ein- 
zelnen Gebieten der gewerblichen Wirtschaft 

nebst Begründung mit der Bitte, die Besdilußfassung des Bundestages 
herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend Ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 92. Sitzung am 26. September 1952 zur 
Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes nach der 
Anlage 2 Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bun- 
desrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes für Sicherungsmaßnahmen auf einzelnen Gebieten 

der gewerblichen Wirtschaft 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrats das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz für Sicherungsmaßnahmen auf 
einzelnen Gebieten der gewerblichen Wirt- 
schaft vom 9. März 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 163) in der Fassung der Gesetze vom 5. Mai 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 298, 299) und 
vom 25 . Juni 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 337) 
wird geändert. § 1 Abs. 1 Nr. 3 erhält fol- 
gende Fassung: 

„3. über die Fierstellung, die Verarbeitung, 
die Verwendung, die Lagerung, die 
Lieferung, den Bezug, den Transitver- 


B e g r ü 


Der im Gesetzentwurf vorgesehene Wegfall 
der in § 1 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes für 
Sicherungsmaßnahmen auf einzelnen Gebieten 
der gewerblichen Wirtschaft (Sicherungsgesetz) 
enthaltenen Ermächtigung, Rechtsvorschriften 
zur Durchführung der von den Besatzungs- 
mächten angeordneten Beschränkungen zu er- 
lassen, steht im Zusammenhang mit der be- 
vorstehenden Aufhebung des Besatzungs- 
statuts. 

Nach Wegfall dieser Ermächtigung soll sich 
die Nr. 3 auf den Erlaß von Rechtsvorschrif- 
ten auf dem Gebiet der gewerblichen Wirt- 
schaft beschränken, die zur Erfüllung frei- 
willig übernommener völkerrechtlicher Ver- 
pflichtungen erforderlich sind. 

Als Rechtsgrundlage für die Maßnahmen des 
Bundes zur Erfüllung seiner Verpflichtungen 


kehr und die Auskunftspflicht für Wa- 
ren der gewerblichen Wirtschaft 
sowie über die zur Errichtung von 
Bauwerken und zur Vornahme von 
Instandsetzungsarbeiten aller Art durch 
Betriebe der gewerblichen Wirtschaft 
erforderlichen Werkleistungen, 
um die Erfüllung zwischenstaatlldier 
Verpflichtungen der Bundesrepublik 
Deutschland sicherzustellen, soweit da- 
zu der Erlaß von Rechtsvorschriften 
erforderlich ist.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


n d u n g 


bei der Erbringung von Sachleistungen Ist in 
Art. 37 des Vertrages über die Rechte und 
Pflichten ausländischer Streitkräfte und ihrer 
Mitglieder in der Bundesrepublik Deutschland 
das Reichsleistungsgesetz bestimmt, vorbehalt- 
lich einer gesetzlichen Neuregelung der Ma- 
terie (eine entsprechende Neuregelung in dem 
Entwurf eines Bundeslclstungsgesetzes ist In 
Vorbereitung). Von den Vorschriften dieses 
Gesetzes sollen die gewerblichen Betriebe in- 
soweit ausgenommen werden, als es sich um 
die Fierstellung, Verarbeitung, Verwendung, 
Lagerung und Lieferung von Waren der ge- 
werblichen Wirtschaft sowie um die Erbrin- 
gung von Werkleistungen handelt. Diese Aus- 
nahme ist notwendig insbesondere deswegen, 
weil derartige Leistungen nur von wirtschafts- 
nahen Behörden angefordert werden können, 
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die in der Lage sind, die Anforderungen ohne 
Gefährdung der Wirtschaft durdizuführen. 
Dies ist im Rahmen des Sidierungsgesetzes ge- 
währleistet, das daher auch in Zukunft die 
Rechtsgrundlage für Rechtsvorschriften sein 
soll, die zur Erfüllung derartiger völkerrecht- 
licher Verpflichtungen erforderlich werden. 

Soweit es sich um die Herstellung, Verarbei- 
tung, Lagerung und Lieferung von Waren der 
gewerblichen'wirtschaft handelt, bietet bereits 
die jetzige Fassung der Nr. 3 Handhaben, um 


im Rahmen des Sicherungsgesetzes den über- 
nommenen völkerrechtlichen Verpflichtungen 
nachzukommen. Das vorstehende Gesetz er- 
gänzt daher nur die Nr. 3 im Hinblick auf 
Vorschriften über die Verwendung von Waren 
und über Werkleistungen, die im Rahmen der 
übernommenen völkerrechtlichen Verpflich- 
tungen in Frage kommen können. Auch inso- 
weit beschränkt sich die Ergänzung auf das 
unbedingt Notwendige, da nur Werkleistun- 
gen für Instandsetzungsarbeiten und für die 
Errichtung von Bauwerken einbezogen werden. 


Anlage 2 

DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 26. September 1952 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 9. September 1952 — 6- 60100- 
2224/52 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
92. Sitzung am 26. September 1952 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgesetzes beschlossen hat, gegen den 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes für Sicherungsmaßnahmen auf ein- 
zelnen Gebieten der gewerblichen Wirtschaft 

sachlich keine Einwendungen zu erheben. Der Bundesrat behält sich 
jedoch seine abschließende Stellungnahme wegen des Sachzusammen- 
hangs mit dem Vertragswerk des Deutschlandvertrages und des EVG- 
Vertrages vor. Seine Stellungnahme vom 20. Juni 1952 zu dem Ver- 
tragswerk gilt daher auch für diese Vorlage. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz nach Artikel 84 Absatz 5 
des Grundgesetzes seiner Zustimmung bedarf. 

Dr. Reinhold Maier 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Bemerkungen des Bundesrates über den Entwurf eines Gesetzes 
für Sidierungsmaßnahmen auf einzelnen Gebieten der gewerblichen Wirtschaft 


Der Auffassung des Bundesrates, daß das Ge- 
setz ein Zustimmungsgesetz ist, schließt sich 
die Bundesregierung an. Sie hatte dies bereits 
durch die Fassung der Regierungsvorlage zum 
Ausdruck gebracht. 

Im übrigen ist der Hinweis des Bundesrates 
auf den Sachzusammenhang des vorliegen- 
den Gesetzentwurfes mit dem Vertragswerk 
des Deutschlandvertrages und des EVG-Ver- 
trages insoweit richtig, als sich aus der Be- 
gründung des Gesetzentwurfes ergibt, daß 
dieser aus Anlaß der bevorstehenden Auf- 
hebung des Besatzungsstatuts und der In- 
kraftsetzung des Vertragswerks eingebracht 
wird. Daraus kann allerdings nicht gefolgert 
werden, daß rechtliche Bedenken, die der Bun- 
desrat in seinem Beschluß vom 20. Juni 1952 
gegen das Vertragswerk erheben zu können 
geglaubt hat, auch gegenüber dem vorliegen- 
den Gesetzentwurf Platz greifen. Bei diesem 
handelt es sich nur um die Änderung einer 
bereits bestehenden gesetzlichen Ermächtigung, 
Rechtsverordnungen zur Erfüllung völker- 
rechtlicher Verpflichtungen auf wirtschaft- 


lichem Gebiet zu erlassen. Der Gesetzestext 
nimmt auf völkerrechtliche Verpflichtungen 
des Bundes Bezug, er setzt also das Bestehen 
verfassungsmäßig zustande gekommener völ- 
kerrechtlicher Verpflichtungen voraus. Da- 
gegen nimmt er nicht auf das Vertragswerk 
als solches Bezug. Dieses wird daher nicht Ge- 
genstand des vorliegenden Gesetzentwurfes. 
Dementsprechend können etwaige vom Bun- 
desrat gegen die Verfassungsmäßigkeit des 
Vertragswerkes erhobene Bedenken gegenüber 
dem vorliegenden Gesetzentwurf nicht durch- 
greifen. Es bestände kein rechtliches Hindernis, 
den eingebrachten Gesetzentwurf vor der Rati- 
fizierung des Vertragswerkes und unabhängig 
von diesem zu verabschieden. 

Unbeschadet dieser einschränkenden Bemer- 
kungen zu den Vorbehalten des Bundesrates in 
rechtlicher Hinsicht ist die Bundesregierung 
damit einverstanden, daß dem Wunsche des 
Bundesrates, den Entwurf in sachlichem Zu- 
sammenhang mit dem Vertrags werk zu be- 
handeln, stattgegeben wird. 
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